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Whistleblower- Hinweisgeber mit Zivilcourage

Der englische Begriff „Whistleblower“ bezeichnet wörtlich übersetzt jemanden, der mit der Trillerpfei-
fe Alarm schlägt. Im übertragenen Sinn wird er verwendet für Personen, die schwerwiegende Miss-
stände in ihrem Arbeitsumfeld aus primär uneigennützigen Motiven aufdecken.
In Deutschland wurde dieser Begriff vor allem durch den internationalen Whistleblower-Preis be-
kannt, der seit 1999 von der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler alle zwei Jahre zur Anerken-
nung von Zivilcourage bei der Aufdeckung von Missständen in Firmen und Institutionen verliehen 
wird. Den Preis erhielt 2001 die deutsche Tierärztin Margit Herbst, die in den 90er Jahren gegen den 
Widerstand ihrer Vorgesetzten auf erste BSE-Verdachtsfälle aufmerksam gemacht und dadurch er-
hebliche persönliche Nachteile erlitten hatte. Strafverfolgungsbehörden und andere Stellen sind zur 
wirksamen Durchsetzung der Rechtsordnung vielfach auf die Zivilcourage interner Informanten an-
gewiesen. Dies belegen bekannte Beispiele aus den letzten Jahren: die so genannten „Gammel-
fleischskandale“, die verdeckte Kameraüberwachung von Mitarbeitern in Lidl-Märkten und die Aus-
spähung von Telefondaten bei der Telekom. In all diesen Fällen gelangten Rechtsverstöße ans 
Licht, weil Mitarbeiter betriebsinterne Vorgänge offenbarten.  

Problembereiche und gesetzliche Regelungen
Durch die Aufdeckung von Rechtsverstößen oder sonstigem sozialwidrigem Verhalten ihrer Arbeit-
geber setzen sich Arbeitnehmer erheblichen Risiken aus. Ihnen drohen berufliche Nachteile und 
Mobbing am Arbeitsplatz oder sogar Kündigung und Verlust des Arbeitsplatzes. Denn Whistleblower 
handeln im Spannungsverhältnis zwischen dem öffentlichen Interesse an der Aufdeckung von Kor-
ruption und anderen Missständen in Betrieben und Behörden einerseits und den zivil- und arbeits-
rechtlichen Pflichten des Arbeitnehmers gegenüber seinem Arbeitgeber andererseits. Vor allem aus 
dem Rücksichtnahmegebot des § 241 Abs. 2 BGB wird der grundsätzliche Vorrang betriebsinterner 
Aufklärung gefolgert, damit dem Arbeitgeber bzw. dem Unternehmen nicht durch vorschnelle Anzei-
gen Schaden zugefügt wird.  
Wann in diesem Spannungsverhältnis die Wahrnehmung staatsbürgerlicher Pflichten die 
Verschwiegenheits- und Loyalitätspflicht gegenüber dem Arbeitgeber überwiegt und eine Offenba-
rung von Missständen rechtfertigt, stellt das Gesetz nicht klar. Denn während die Rechtsordnungen 
anderer Länder, wie beispielsweise der USA und Großbritanniens, aber auch Australiens und Ja-
pans Whistleblowern besonderen Schutz gewähren und den betroffenen Arbeitnehmern eine recht-
lich abgesicherte Stellung einräumen, finden sich in Deutschland lediglich vereinzelte spezialgesetz-
liche Regelungen, die eine Offenbarung von Rechtsverstößen gegenüber innerbetrieblichen Stellen 
(§ 85 des Betriebsverfassungsgesetzes) oder gegenüber Behörden (z. B. § 17 Abs. 2 des Arbeits-
schutzgesetzes) rechtfertigen. Allgemeine gesetzliche Regelungen zum Informantenschutz fehlen 
demgegenüber.
Zwar finden die Nebenpflichten des Arbeitnehmers ihre Grenze in seinem Grundrecht auf freie Mei-
nungsäußerung aus Art. 5 Abs. 1 GG, das nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts auch im Zivilrecht mittelbare Wirkung entfaltet. Auch verbietet § 612a BGB dem Arbeitgeber 
die Benachteiligung eines Arbeitnehmers, der in zulässiger Weise seine Rechte ausübt; eine Be-
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rechtigung des Arbeitnehmers zur Offenlegung von Missständen ergibt sich aus dieser Vorschrift 
jedoch nicht.  

Rechtsprechung 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht 2001 klargestellt hatte, dass die staatsbürgerliche Pflicht 
zur Aussage gegenüber der Staatsanwaltschaft im Regelfall nicht zu zivilrechtlichen Nachteilen füh-
ren darf, entwickelte das Bundesarbeitsgericht in einer Entscheidung vom 3. Juli 2003 Leitlinien zu 
der Frage, unter welchen Bedingungen ein Arbeitnehmer eine mögliche strafbare Handlung seines 
Arbeitgebers bei der Staatsanwaltschaft anzeigen darf. Danach ist eine vorherige innerbetriebliche 
Klärung unzumutbar, wenn der Arbeitnehmer Kenntnis von Straftaten erhält, durch deren Nichtan-
zeige er sich selbst einer Strafverfolgung aussetzen würde, die schwerwiegend sind, vom Arbeitge-
ber selbst begangen wurden oder bei denen keine Abhilfe zu erwarten ist. 

Neuregelungen im öffentlichen Dienstrecht 
Das neue Beamtenstatusgesetz vom 17. Juni 2008, das den Status von Landesbeamten regelt und 
am 1. April 2009 in Kraft treten wird, enthält erstmalig eine Regelung, die die beamtenrechtliche Ver-
schwiegenheitspflicht durchbricht. Diese gilt nach § 38 Abs. 2 Nr. 3 dieses Gesetzes nicht, soweit 
ein hinreichender Verdacht auf eine Korruptionsstraftat bei der Staatsanwaltschaft angezeigt wird. 
Auch im Dienstrechtsneuordnungsgesetz, das am 12. November 2008 vom Bundestag verabschie-
det wurde und eine Neufassung des für Beamte der Bundesverwaltung geltenden Bundesbeamten-
gesetzes enthält, findet sich eine entsprechende Regelung. Diese Neuregelungen dienen der Um-
setzung des Zivilrechtsübereinkommens zur Bekämpfung von Korruption des Europarates von 1999. 

Lösungsansätze im Arbeitsrecht 
In § 78 des von der Bertelsmann-Stiftung 2006 veröffentlichten Diskussionsentwurfs für ein Arbeits-
vertragsgesetz werden im Wesentlichen die in der Rechtsprechung erarbeiteten Grundsätze festge-
schrieben. Jedoch liegen die Positionen der Sozialpartner zu einem Arbeitsvertragsgesetz noch weit 
auseinander, so dass eine Umsetzung auf der Grundlage dieses Diskussionsentwurfes in absehba-
rer Zeit nicht zu erwarten ist.  
Der Schutz von Whistleblowern war jedoch am 4. Juni 2008 Gegenstand einer Anhörung im Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Deutschen Bundestages. Im 
Rahmen der Beratung einer Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches wurde sei-
tens des Ausschusses erwogen, den nicht nur im Bereich des Lebensmittel- und Futtermittelrechts 
bedeutsamen Informantenschutz in einen neu zu formulierenden § 612a BGB einzubeziehen. Einem 
gemeinsamen Vorschlag des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz, des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des Bundesministeriums der 
Justiz zufolge sollte dem Arbeitnehmer ein Anzeigerecht stets zustehen, wenn dieser aufgrund kon-
kreter Anhaltspunkte zu der Auffassung gelangt, dass in seinem Betrieb oder in der betrieblichen 
Tätigkeit gesetzliche Pflichten verletzt werden. Eine Neufassung des § 612a BGB würde den Infor-
mantenschutz für alle Arbeitsverhältnisse regeln. Jedoch besteht in dieser Frage noch Abstim-
mungsbedarf in der Koalition, so dass mit einem entsprechenden förmlichen Regierungsentwurf in 
der laufenden Wahlperiode wohl ebenfalls nicht gerechnet werden kann. Dabei wird allgemein aner-
kannt, dass das Problem des Informantenschutzes einer gesetzlichen Regelung zugeführt werden 
muss. Nicht zuletzt Personalverantwortliche und Datenschutzbeauftragte in den Unternehmen wün-
schen sich eindeutige gesetzliche Vorgaben für den Umgang mit Whistleblowern. 
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